
Umkämpfter Wohnungsneubau
Argumentationsstränge des Widerstands gegen Wohnungsbauvorhaben

Immer wieder keimen bei Neubauvorhaben  
Widerstände aus der Bürgerschaft auf. Diese ha-
ben zum Teil erhebliche Auswirkungen auf die 
Bauvorhaben. Doch warum protestieren die Bür-
gerinnen und Bürger? Und wo sollten Kommunen 
ansetzen, um die Akzeptanz für den Neubau zu 
erhöhen?

Vermehrt Widerstände bei Wohnungs-
bauvorhaben in integrierten Lagen

Die Flächenverfügbarkeit stellt den Wohnungs-
bau vor allem in den stark wachsenden Kom-
munen zunehmend vor Herausforderungen. 
Vermehrt müssen Flächen mit eher schwieriger 
Ausgangslage mobilisiert werden, die komplexe  
fachplanerische Abstimmungen notwendig ma-
chen. Hinzu treten Widerstände aus der Bevöl-
kerung, die zunehmend bedeutsam werden (v.a. 
wenn sie auf eine durch niedrige Wahlbeteili-
gung und unsichere Mehrheiten geschwächte 
Politik treffen). Vor diesem Hintergrund ist die 
Stärkung der Neubauakzeptanz ein wichtiges 
Thema für Bund, Länder und Kommunen sowie 
das vom Bund initiierte „Bündnis für bezahlba-
res Wohnen und Bauen“. Die hier vorgestellten 
Ergebnisse sind Teil einer von Quaestio im Auf-
trag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung be-
arbeiteten Studie, die sich mit den typischen Herausforderungen 
von Wohnungsbauvorhaben in der Innenentwicklung befasst und 
mögliche Lösungsansätze beleuchtet. Hierzu wurden 13 Woh-
nungsbauvorhaben detailliert analysiert (vgl. Verfahrensabläufe in 
Abbildung 1).

Typische Argumentationsketten und Problemfelder

Die Kritik der Bevölkerung an den untersuchten Wohnungsbau-
vorhaben resultiert aus unterschiedlichen Haltungen und Ansprü-
chen heraus. Entsprechend lassen sich vier typische Argumenta
tionsstränge unterscheiden:

1. Beeinträchtigungsargumente –  
Nachbarschaften als Vertreter ihrer Interessen
Wohnungsneubau bringt Veränderung für das Umfeld mit sich, 
die in vielfältiger Weise von den Nachbarschaften als Beeinträchti-
gung ihrer Wohn- und Lebenssituation empfunden werden kann. 
Befürchtet werden z.B. Verkehrs- und Parkplatzprobleme, der 
Verlust von Grünflächen, die Beeinträchtigung des Mikroklimas, 
die Verschlechterung der Sichtbeziehungen oder der Belichtung 
sowie eine Veränderung des sozialen Umfeldes. Zwar unterschei-

den sich Durchhaltevermögen und Hartnäckigkeit, mit der die ei-
genen Interessen verfolgt werden, dennoch ist diese Teilgruppe 
tendenziell von einer kritisch-konstruktiven Haltung geprägt und 
zu Kompromissen bereit. Gemeinsam mit der Kommune und den 
Vorhabenträgern können durchaus für alle Seiten akzeptable Lö-
sungen entwickelt werden.

2. Stellvertreterargumente – Ausstrahlung übergeordneter  
Konflikte auf die Wohnungsbauvorhaben
Nicht immer lässt sich die Vehemenz des Widerstandes aus der 
Bevölkerung direkt auf das einzelne Wohnungsbauvorhaben zu-
rückführen. Stattdessen treten auch Konflikte zutage, die sich auf 
Probleme im Stadtteil oder in der Gesamtstadt beziehen. Typische 
Aspekte sind z.B. hohe Verkehrsbelastungen bzw. eine Unzu-
friedenheit mit dem Verkehrssystem, ein Mangel an Grün- und 
Freiflächen oder der Umgang mit historischer Bausubstanz. Das 
Wohnungsbauvorhaben wird in diesen Fällen zu einem Kristallisa-
tionspunkt vorher schon bestehender Probleme, die in der Wahr-
nehmung der Bewohner zu lange vernachlässigt wurden.

3. Repräsentationskritische Grundsatzargumente –  
Bürgerinnen und Bürger als Souverän ihres Quartiers
Über die reine Vertretung nachbarschaftlicher Interessen hinaus 
geht die Haltung einiger Gruppen, die einen Vorrang der Bür-

Abbildung 1: Verfahrensabläufe der untersuchten  
Wohnungsbauvorhaben Quelle: Quaestio
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gerinnen und Bürger bei der Gestaltung ihres Umfeldes postu-
lieren. Den Kommunen wird das Recht abgesprochen, ein Woh-
nungsbauprojekt gegen den Willen der Nachbarschaften oder 
des Quartiers zu ermöglichen. Die Bürgerinnen und Bürger sehen 
sich stattdessen als notwendiges Korrektiv des repräsentativen 
Systems, das ihrer Ansicht nach zu stark an Wirtschaftsinteres-
sen und zu wenig am Bürgerwillen orientiert ist. Die engagierten, 
manchmal sehr kleinen Gruppen erheben diesen umfassenden 
Beteiligungsanspruch, ohne dabei über eine entsprechende de-
mokratische Legitimation zu verfügen. Sie fühlen sich durch ihr 
Engagement und die Kenntnis des Quartiers ausreichend legiti-
miert.

4. Kapitalismuskritische Grundsatzargumente –  
Wohnungsbau als Symbol eines globalen Finanzkapitalismus
Mitunter wird eine grundlegende Ablehnung der über den Markt 
gesteuerten Wohnungsversorgung und des damit verbundenen 
Investorenstädtebaus relevant. Entsprechende Proteste sind häufig 
mit übergreifenden sozialen Bewegungen verwoben (z.B. „Recht 
auf Stadt“) und damit sehr grundsätzlicher Natur. Das einzelne 
Wohnungsbauvorhaben wird dann zum Symbol des Widerstands 
und der damit verbundenen politischen Auseinandersetzungen. 
Übliche Verfahren der Beteiligung und Kompromissfindung sto-
ßen in diesen Fällen schnell an ihre Grenzen.

Über diese vier Argumentationsstränge hinaus können auch 
mangelndes Vertrauen in Verwaltung und Politik sowie Kommu-
nikationsprobleme die Planungsprozesse zusätzlich belasten. 

Das Vertrauensproblem – Kritik an der fachlichen Arbeit  
der Planungsverwaltungen
Oft wird der Widerstand beflügelt von einem grundsätzlichen 
Misstrauen gegenüber der Kommune und der Qualität der Ent-
scheidungsfindung. Einige Bürgerinnen und Bürger äußerten im 
Rahmen der Studie die Einschätzung, dass simple sachliche Zu-
sammenhänge nicht erkannt oder berücksichtigt werden. Dies 
verbindet sich schnell mit dem Vorwurf einer einseitigen Ent-
scheidungsfindung zugunsten wirtschaftlicher Interessen. Ent-
sprechend sehen sich die Bürgerinnen und Bürger genötigt, teil-
weise mit hohem Zeit- und Geldeinsatz selbst tätig zu werden, 
Stellungnahmen zu verfassen, eigene Entwürfe anzufertigen oder 
Gutachten in Auftrag zu geben und somit als Korrektiv der öffent-
lichen Hand zu wirken.

Das Kommunikationsproblem – hohe Bedeutung  
der Informations- und Beteiligungsangebote
Auch dem Zeitpunkt und der Ausgestaltung von Informations- 
und Beteiligungsformaten kommt eine hohe Bedeutung zu. Häu-
figer als gedacht wurden bei den untersuchten Projekten erst 
relativ spät im Projektverlauf einfache Frontalveranstaltungen 
zur Vorstellung der Planungen durchgeführt. Widerspruch und 
Unmut der Bevölkerung konnten dort nur schwer aufgefangen 
oder konstruktiv eingebunden werden, sodass die ablehnenden 
Haltungen eher zunahmen. Zudem entstand bei den Bürgerin-
nen und Bürgern rasch der Eindruck, die Planungen seien bereits 
festgezurrt und ihre Beteiligung nicht wirklich gewollt. Solch miss-
glückte Beteiligungsangebote können den gesamten weiteren 
Projektverlauf belasten. 

Auswirkungen auf den Wohnungsbau

In der Gesamtschau der betrachteten Bauvorhaben ist deutlich 
geworden, dass die Widerstände gegen die Projekte mitunter in 
grundlegende Auseinandersetzungen über wohnungs- und stadt-
entwicklungspolitische Fragen münden. Dies greift weit über die 
Berücksichtigung von Anliegen der Nachbarschaft im Rahmen der 
(gesetzlich) vorgesehenen Beteiligung hinaus. Mitunter führt dies 
zu einer Abkehr von einer sachlich gebotenen Abwägung aller 
Belange oder gar zu einem Verzicht auf Durchsetzung eines le-
gitimen Planungsziels. Bauvorhaben werden dadurch verzögert, 
verteuert oder gar verhindert.

Was nun? Empfehlungen für die Praxis

Die Hauptaufgabe für alle am Wohnungsbau beteiligten Akteu-
re liegt darin, den gesellschaftlichen und politischen Rückhalt für 
Neubauvorhaben zu stärken. Dies hat in der kommunalen Praxis 
bislang schon eine hohe Bedeutung und verbindet sich mit ei-
ner Vielzahl von lokalen wohnungspolitischen Bündnissen, woh-
nungspolitischen Handlungskonzepten, Wohnungsbauoffensiven 
und ähnlich gelagerten Vorgehensweisen. Dies gilt es fortzuset-
zen. Darüber hinaus sollten folgende Themen Beachtung finden:

•• Die Beteiligungsverfahren sind zu professionalisieren. Dies um-
fasst zum einen die sensible Wahl eines guten Beteiligungszeit-
punkts und die transparente Kommunikation der vorhandenen 

Carlo Scherrer, Vorstandsmitglied der Woh-
nungsgenossenschaft Göttingen, hat beim 
vdw-Jahresauftakt das Neubauvorhaben 
der Genossenschaft am Nikolausberger 
Weg skizziert, das mit einem aufwändigen 
Beteiligungsverfahren eng verbunden ist.
Verschiedene Bürgerinformationsveranstal-
tungen, ein transparenter Planungswettbe-
werb und regelmäßige Abstimmungen mit 
dem städtischen Bauausschuss haben dazu 
beigetragen, dass eine anfangs durchaus 
skeptische Haltung der Anwohner Stück 

für Stück „aufgebrochen“ werden konn-
te. Wenn nichts Unvorhergesehenes pas-
siert, wird noch im Februar der Satzungs-
beschluss für den neuen Bebauungsplan 
gefasst und die Genossenschaft kann 
im Anschluss den Bauantrag für 81 neue 
Wohnungen einreichen. 

Frappierend anders verlief in Stein-
wurfentfernung zum Nikolausberger Weg 
die Planung für die Neunutzung einer Ge-
werbebrache, die in der BBSR-Studie „Er-
folgsfaktoren für Wohnungsbauvorhaben 

Zweimal Partizipation in Göttingen – zwei unterschiedliche Ergebnisse

im Rahmen der Innenentwicklung“ nach-
vollzogen wurde. Obwohl dort bereits vor 
sieben Jahren ein Bebauungsplan aufge-
stellt wurde, ist bis heute nichts erreicht. „Im 
Nachhinein hätten sich die Anwohnerinnen 
und Anwohner eine aktivere Kommunikati-
on zur Beteiligungsmöglichkeit gewünscht, 
um Anregungen in das Verfahren einbrin-
gen zu können“, heißt es in der Studie. Weil 
jedoch zunächst „im stillen Kämmerlein“ 
geplant worden ist, war die Stimmung der 
Nachbarn von vornherein verhagelt.
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Erfolgsfaktoren für Wohnungsbauvorhaben  im Rahmen der Innenentwicklung  von dynamischen Städten

VON FRANZISKA HETTICH UND BERNHARD FALLER, 
Quaestio - Forschung & Beratung, Bonn

Gestaltungsspielräume der Bürgerinnen und Bürger. Zum an-
deren sollte vorab geprüft werden, welche Konfliktthemen 
im Quartier bereits bestehen und in welchen Bereichen mit 
Widerstand zu rechnen ist. Nicht zuletzt sollte (ggf. mit pro-
fessioneller externer Unterstützung) Sorgfalt auf die Wahl des 
Beteiligungsformats und die Durchführung gelegt werden.

•• Die Beteiligungsverfahren sind gegen Grundsatzkonflikte zu 
schützen. Die Beteiligungspraxis sollte durch eine Weiterent-
wicklung kommunaler Beteiligungsgrundsätze so gestärkt 
werden, dass die Rolle der Bürgerbeteiligung bei Planungsvor-
haben klar herausgestellt wird und die Repräsentativorgane 
dadurch robuster gegenüber Partialinteressen und Minder-
heitenmeinungen werden. Dies kann allerdings nur gelingen, 
wenn auch Minderheitenpositionen einen Raum (außerhalb 
des konkreten Planungsfalls) zur Artikulation und Diskussion 
erhalten.

•• Weitere Spielräume bestehen in einer verbesserten Aufberei-
tung der fachlichen Entscheidungsgrundlagen. Im Ergebnis 
einer fachlich fundierten Bewertung kann deutlicher als bis-
lang üblich herausgearbeitet werden, warum und mit welcher 
Priorität eine Wohnungsbaufläche zu entwickeln ist. Auch dies 
stärkt den politischen Rückhalt und bewährt sich im Dialog mit 
der Bürgerschaft. Kommunale Zielzahlen und ein laufend ak-
tualisiertes Baulandkataster können dabei wertvolle Basisdaten 
liefern.

Hinweis zur Studie „Erfolgsfaktoren für Wohnungs-
bauvorhaben im Rahmen der Innenentwicklung 
von dynamischen Städten“

Die ausführlichen Ergebnisse der von Quaestio im Auftrag des 
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung erstellten 
Studie sind in der Publikation „Erfolgsfaktoren für Wohnungs-
bauvorhaben im Rahmen der Innenentwicklung von dynami-
schen Städten“ veröffentlicht. In der Studie wurden insgesamt 
13 Wohnungsbauvorhaben hinsichtlich der Herausforderun-
gen für die Kommunen und die Investoren analysiert. Dabei 
wurden zahlreiche Hinweise auf Schwierigkeiten, aber auch Er-
folgsfaktoren, angefangen von der Grundstücksmobilisierung 
bis hin zur Baurechtschaffung und Umsetzung, identifiziert. 
Die Publikation ist online abrufbar unter www.bbsr.bund.de 
oder gedruckt kostenfrei zu beziehen über forschung.woh-
nen@bbr.bund.de (Stichwort: Erfolgsfaktoren für Wohnungs-
bauvorhaben der Innenentwicklung). Ansprechpartner beim 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR): 
Mathias Metzmacher (mathias.metzmacher@bbr.bund.de) h
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